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Alltägliche Menschenrechtsverletzungen durch Sozialämter
Armut beinhaltet, umfassenden Mangel
zu erleiden, und bedeutet, täglich den
materiellen und psychischen Überle-
benskampf zu führen. Armut in einer
reichen Gesellschaft bedeutet: Nicht
teilhaben zu dürfen, an den Rand ge-
drückt und zerquetsch zu werden. Von
Armut betroffen sind auch alle Sozial-
hilfebezügerInnen.

Frau Meier ist alleinerziehende Mutter
von drei Kindern. Obwohl es ihr wich-
tig wäre, für ihre Kinder zu Hause zu
sein, wird sie durch das Sozialamt ge-
zwungen, an einem Beschäftigungspro-
gramm teilzunehmen, sonst bekomme
sie Abzüge, später gar nichts mehr. Sie
argumentiert, sie habe zu Hause genug
zu tun. Für eine Beschäftigung von 60%
bekommt sie pro Monat Fr. 100.- mehr
vom Sozialamt. Sie ist den ganzen Tag

gestresst, hat Kopfweh: Um das Früh-
stück vorzubereiten und für die jünge-
ren Kinder alles parat zu machen, steht
sie um 6 Uhr auf und eilt nachher ins
Programm. Meist zu Fuss, weil das Bil-
let für den Bus zu teuer ist. Abends ist
sie zu müde, um den jüngeren Kindern
bei den Aufgaben zu helfen.

Gestern kam ein Schreiben vom Sozi-
alamt: Ihre älteste Tochter habe die Leh-
re angefangen, sie bekomme ein neues
Budget, in dem der Lehrlingslohn mit-
einberechnet werde, morgen sei der Ter-
min auf dem Amt. Die Tochter musste
eine Lehrstelle annehmen, die ihr nicht
gefällt, weil für die Berufe, die ihr ge-
fielen, die Sek B nicht ausreicht. Die
Mutter versprach ihr, sie dürfe einen
grossen Teil ihres Lehrlingslohnes für
sich behalten: Jetzt dies! Frau Meier
weiss weder ein noch aus, es ist ihr nur
noch übel. Nachts kann sie nur mit Ta-
bletten schlafen. Sie macht sich Vorwür-
fe, weil sie der Tochter nicht bei den
Schulaufgaben helfen konnte. Gerne
hätte sie einen Grammatik- und Rechen-
kurs besucht, um ihr beizustehen, doch
das Sozialamt verweigerte die Kosten-
übernahme.

Der 3. Klässler ist mürrisch: „Alle Kin-
der waren in den Ferien, nur ich nicht!

Jetzt müssen wir einen Aufsatz über
unsere Ferien schreiben, was soll ich
schreiben?“ Der 5. Klässler kommt nach
Hause: „Kann ich endlich in den Fuss-
ballclub mit meinen Kollegen? Warum
darf ich nie etwas, was für andere selbst-
verständlich ist?“ Bereits vor einem Jahr
fragte Frau Meier auf dem Sozialamt
nach, aber es hiess, Kosten für Sport-
clubs würden nicht übernommen.

Frau Meier zittert, ihr ganzer Körper
schmerzt, sie fühlt sich wieder einmal
mehr ein Nichts: Sie geht nie in den
Ausgang, leistet sich weder neue Klei-
der noch etwas zum Lesen, sucht im
Laden stets nach den verbilligten Pro-
dukten, und jetzt kann sie ihr Verspre-
chen gegenüber der Tochter nicht ein-
halten. Die Nacht vor dem Termin auf
dem Sozialamt hat sie Magenkrämpfe,
erbricht sich und mag am Morgen kaum
noch aufstehen.

Um im Sozialwesen zu sparen, werden
Armutsbetroffene wie Ware billig und
effizient verwaltet. Dadurch werden sie
zu entmenschlichten Objekten. Für „bil-
lige soziale Lösungen“ bezahlen Ar-
mutsbetroffene mit ihrer Menschenwür-
de.

Branka Goldstein,
Präsidentin IG Sozialhilfe
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Armut ist politisch – unsere Arbeit auch!
Seit 24 Jahren kämpft die IG Sozial-
hilfe für mehr Rechte für Armutsbe-
troffene. Ausgewählte Projekte geben
Einblick in die bewegte Geschichte
unserer sozialpolitischen Unterstüt-
zungs- und Solidaritätsarbeit.

Gegründet als politische Selbsthilfe-
gruppe

Die Idee zur Gründung der IG Sozial-
hilfe kam Branka Goldstein aufgrund
zahlreicher Gespräche mit Armutsbe-
troffenen im Rahmen ihrer früheren
Berufstätigkeit: „Ich merkte, dass Pro-
jekte im Sozialwesen kaum von den
Bedürfnissen der Betroffenen her ent-
wickelt werden. Viele Ideen werden am
Schreibtisch ausgearbeitet und nicht mit
den Betroffenen zusammen entwickelt.
Das allerärmste Segment der Bevölke-
rung in der Schweiz wird nicht wahr-
genommen und erlebt täglich Men-
schenrechtsverletzungen.“
Selbst in Armut lebend, gründete Bran-
ka Goldstein als alleinerziehende Mut-
ter mit anderen Betroffenen eine politi-
sche Gruppierung, die sich der alltägli-
chen Stigmatisierung von Armutsbetrof-
fenen entgegen stellen wollte. Was als
Selbsthilfegruppe begann, wuchs zur

noch sehr kleinen Organisation von
Armutsbetroffenen, die anderen Men-
schen in prekären Lebenssituationen
fast ohne finanzielle Mittel und in Frei-
willigenarbeit zur Seite steht. Seit der
Gründung der IG Sozialhilfe begleiten
unsere MitarbeiterInnen mehrfach kran-
ke und gesellschaftlich isolierte Armuts-
betroffene in teilweise sehr intensiven
Betreuungsverhältnissen (mehr dazu
auf Seite 5). Im Verlaufe der Zeit wuchs
die IG Sozialhilfe kontinuierlich, gab
sich neue Aufgabenfelder und realisier-
te weitere Projekte. So beschränkt sich
die IG Sozialhilfe in ihrer Arbeit bis
heute nicht auf Direkthilfe durch Ein-
zelbetreuung und das Kafi Klick (mehr
dazu auf Seite 6), sondern versucht –
durch politische und juristische Inter-
ventionen – die Lage von Armutsbetrof-
fenen in der Schweiz zu verbessern und
auf das politische Klima Einfluss zu
nehmen.

Mit einem Ausweis gegen kulturelle
Ausgrenzung
Bereits in ihrem Gründungsjahr lancier-
te die IG Sozialhilfe eines ihrer wich-
tigsten Projekte, das, unter neuer Lei-
tung und mit einem etwas anderen Kon-
zept, heute noch Bestand hat: die Kul-

turlegi. Menschen, die lediglich das
Existenzminimum oder noch weniger
an finanziellen Mitteln zur Verfügung
haben, sind von vielen Bereichen der
Gesellschaft ausgeschlossen. Vor diesem
Hintergrund begann die IG Sozialhilfe
1994 mit der Ausarbeitung eines spezi-
ellen Ausweises für Armutsbetroffene.
Die Kulturlegi sollte ein Instrument
werden, um einem der eigentlichen
Hauptziele der IG Sozialhilfe einen
Schritt näher zu kommen: der Verbes-
serung der Lebensqualität aller Armuts-
betroffenen. Die Kulturlegi ermöglicht
es Armutsbetroffenen, kulturelle Veran-
staltungen zu besuchen – für die mei-
sten BewohnerInnen der Schweiz eine
Selbstverständlichkeit. Trotz anfängli-
cher Auseinandersetzungen mit dem
Sozialamt wurde die Kulturlegi der IG
Sozialhilfe am 3. Dezember 1996 mit
dem Förderpreis für innovative Ideen im
Sozialbereich der Stadt Zürich ausge-
zeichnet.

Nach kontroversen Diskussionen inner-
halb der IG Sozialhilfe wurde entschie-
den, der Caritas die Rechte zur Über-
nahme der Kulturlegi in der Stadt Zü-
rich zu verkaufen. Grund für die Über-
gabe des seit vierzehn Jahren durch die
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IG Sozialhilfe geführten Projekts an die
Caritas war unter anderem die Tatsa-
che, dass durch die kantonale Kulturle-
gi der Caritas das Gebiet der Stadt Zü-
rich auch abgedeckt war. Heute wird die
Kulturlegi noch immer von der Caritas
betrieben. Mittlerweile wurde das An-
gebot überkantonal ausgedehnt, so dass
die von über 70’000 Personen genutzte
Kulturlegi bereits in 18 Kantonen be-
zogen werden kann.

Zum Recht verholfen

In den im Rahmen der Betreuungsver-
hältnisse geführten Gesprächen zeigte
sich sehr früh, dass viele Armutsbetrof-
fene aufgrund ihres durch Armut ge-
prägten Alltags dringend auf juristische
Beratung und Begleitung angewiesen
sind. Von der Sozialhilfe abhängige
Menschen müssen nicht nur mit sehr
geringen finanziellen Mitteln auskom-
men; sie sind aufgrund fehlender recht-
lich einklagbarer Sozialrechte auch
grosser Willkür ausgesetzt. Deshalb
machte sich die IG Sozialhilfe bereits
im ersten Jahr ihres Bestehens auf die
Suche nach Anwälten und Anwältinnen,
welche die begleiteten Armutsbetroffe-
nen in ihren Anliegen rechtlich hätten
unterstützen können. Beatrice Günte-
sperger, Gründungsmitglied der IG So-
zialhilfe, erinnert sich noch lebhaft an
die aufwändige Suche nach solidari-
schen Anwälten und Anwältinnen: „Mit
Hilfe eines befreundeten Anwalts stell-
ten wir eine Liste möglicher Anwälte
zusammen und fragten sie um Unter-
stützung an. Aber es ist natürlich kein
lukratives Geschäft, für Armutsbetrof-

fene zu kämpfen. Die meisten wollen
lieber einflussreiche Firmen vertreten
oder mit Scheidungen reicher Leute
Geld verdienen.“ Erst im Jahr 2001
wurde es durch die Vereinsgründung
und einen stärkeren Zufluss an Spen-
dengeldern möglich, regelmässig juri-
stische Unterstützung anzubieten und
einen Anwalt in einem festen, wenn
auch kleinen Arbeitspensum anzustel-
len. Der Bereich der Rechtsberatung der
IG Sozialhilfe wuchs sehr schnell an,
löste sich in die Eigenständigkeit ab und
besteht heute unter dem Namen „Un-
abhängige Fachstelle für Sozialhilfe-
recht“ (siehe Seite 10).

Armut ist politisch – unsere Unter-
stützung auch!

Noch immer gelangen täglich Armuts-
betroffene mit Anliegen an uns, die so
unterschiedlich sind, wie die Ausprä-
gungen von Armut selbst. Dank unse-
rer langjährigen Erfahrung sind wir im
Rahmen des Projekts „Kafi Klick“ in der
Lage, jährlich durch über 16’200 Kon-
takte Armutsbetroffenen mit Rat und Tat
beizustehen. Jedoch wäre es illusorisch
zu glauben, direkte Unterstützungsar-
beit, so vielschichtig sie auch ist, kön-
ne die Ursachen von Armut beseitigen.
Tagtäglich erfahren wir, dass die Aus-
sage „Armut hat strukturelle Wurzeln“
nach wie vor richtig ist: Die geographi-
sche Herkunft der von uns unterstütz-
ten Armutsbetroffenen mag sehr divers
sein – die sozioökonomische ist es nicht.
Praktisch alle von uns begleiteten Men-
schen führen nicht durch „Zufall“ ein
Leben in Armut. Vielmehr entstammen

sie der untersten Schicht der kapitali-
stischen Gesellschaft, wo Mangel all-
gegenwärtig und lebensbestimmend ist.
Ob Jugendliche ohne abgeschlossene
Berufslehre, ältere Lohnabhängige, al-
leinerziehende Mütter, prekarisierte
MigrantInnen, Sozialhilfeabhängige
oder mehrfach Kranke – sie alle sind in
der konkurrenzbasierten Leistungsge-
sellschaft strukturell benachteiligt po-
sitioniert. Eine fehlende Ausbildung,
verringerte „Leistungsfähigkeit“, Mehr-
fachbelastungen, gesundheitliche Be-
einträchtigungen und  stigmatisieren-
de Aufenthaltsstatus sind meist keine
persönlichen „Versäumnisse“ oder Un-
zulänglichkeiten, die durch individuel-
le Unterstützungsarbeit gänzlich beho-
ben werden können. Vielmehr handelt
es sich dabei um strukturell verankerte
Benachteiligungen, die nur durch die
Veränderung der gesamtgesellschaftli-
chen Verhältnisse überwunden werden
können.

Trotz ganzheitlichem Anspruch ist es
uns aber wichtig, durch Unterstützung
auf persönlicher Ebene die armutsbe-
dingte Stigmatisierung und Isolation
Direktbetroffener zu durchbrechen.
Daher leistet die IG Sozialhilfe – dem
Kredo „individuell unterstützen mit
Blick aufs Ganze“ folgend – seit 24 Jah-
ren Solidaritätsarbeit, mit der wir uns
politisch klar auf der Seite der Armuts-
betroffenen positionieren. Wie diese
praktisch und politisch aussieht, zeigen
die nachfolgenden Beiträge.

Luzian Ochsner, Vorstand der IG
Sozialhilfe

Die IG Sozialhilfe ist ein parteipolitisch unabhängiger Verein, steht
aber klar auf der Seite der Armutsbetroffenen.

Unterstützt uns politisch und materiell!
PC 80-47672-7

IBAN CH06 09000 0000 8004 7672 7

Der Verein ist steuerbefreit: Ihre Spende können Sie von Ihrer Steu-
errechnung abziehen.
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Solidarische Begleitung über Jahre
Seit der Gründung der IG Sozialhilfe
begleiten wir armutsbetroffene Men-
schen. Durch die langjährige sozial-
medizinische und psychosoziale Be-
gleitungsarbeit ermöglichen wir stig-
matisierten Armutsbetroffenen ein
Leben in Würde.

Ein Grund, weshalb ich 1994 die IG
Sozialhilfe gründete, war, dass Armuts-
betroffene mit grossen und mehrfachen
psychischen und somatischen Leiden,
die ich durch meine frühere Berufsar-
beit kennengelernt hatte, sich immer
wieder an mich wandten. Um sie ange-
messen begleiten zu können, brauchte
ich ein Gefäss, denn die Begleitungsar-
beit wurde immer umfangreicher, sodass
ich keiner Erwerbsarbeit mehr nachge-
hen konnte.
Ein Mann, der sich in jungen Jahren
an mich wandte, formulierte seine Tra-
gik so: „Wie kann ich all das lernen,
was man von mir verlangt? Ich bräuch-
te eine Mutter und müsste meine ganze
Kindheit in einer guten Familie, in der
es genug zu essen gibt und ich erzogen
würde, nachholen können...“. In der
Folge begleiteten wir diesen Mann bis
zu seinem Tod. Gemäss seinem Wunsch
schlief er, todkrank, in seiner Wohnung
in seinem TV-Sessel für immer ein.
Gestützt auf die Bedürfnisse der Ar-
mutsbetroffenen entwickelte ich die
Langzeitbegleitung. Für mich bedeutet
sie eine persönliche Form der individu-
ellen „Wiedergutmachung“. Für einige
war ich die Bezugsperson, mit der sie
über ihr ganzes Leben hinweg am läng-
sten in Beziehung standen.
Die Langzeitbegleitung ist eine solida-
rische Unterstützung, mit der Men-
schenrechte und soziale Gerechtigkeit
direkt mit und für einzelne umgesetzt
werden. Es geht nicht an, sozial-politi-
sche Diskriminierungen und Menschen-
rechtsverletzungen nur verbal zu ver-
urteilen, die sozialen Missstände in der
Schweiz nur mit Worten anzuprangern.
Es geht darum, die Lebensqualität der
Menschen tatsächlich zu verbessern.
Ziel der Begleitung ist, dass Armutsbe-
troffene nicht mehr billig verwaltet wer-
den, sondern weitgehend selbstbestimmt
und ihren Bedürfnissen entsprechend
leben können, so wie es in dieser Ge-
sellschaft üblich ist. Die dafür nötigen
Aufwände finanzieren wir, insofern sie
nicht vom Staat gedeckt werden, über

Gesuche an Stiftungen und durch pri-
vate Spenden.

Spendenaufruf: Wir sind dringend
auf Spenden angewiesen, um Men-
schenwürde zu gewährleisten.

Wir begleiten armutsbetroffene Men-
schen, die von der Öffentlichkeit kaum
wahrgenommen werden – ausser da-
mals auf dem Platzspitz. Sie sind auf
Grund ihrer Lebenserfahrung, durch
ihre völlig andere Sozialisation, unfä-
hig, ihren Alltag eigenständig zu bewäl-
tigen: Wer als Kind zu Hause lernte zu
stehlen, um Geld zu verdienen, in den
Beizen bettelte, um zu essen, oder bar-
fuss im Schnee zur Schule gehen muss-
te, weil die Fürsorge keine Schuhe be-
zahlte, als Primarschüler jeden Abend
die stockbesoffene Mutter oder den Va-
ter vor Mitternacht aus der Beiz nach
Hause schleppen musste, hat sehr viele
Fähigkeiten erworben – Fähigkeiten, die
in der reichen Wohlstandsgesellschaft
nicht gefragt sind, sondern sanktioniert
werden.

Zur richtigen Zeit am richtigen Ort

Das Unvermögen, Termine einzuhalten,
verhindert medizinische Behandlung.

Wen begleiten wir?
Wir begleiten Armutsbetroffene, die
nirgends entsprechend ihren Bedürf-
nissen ganzheitlich begleitet und
unterstützt werden, und die:
• sich auf eine persönliche Bezugs-

person einlassen können
• an schweren chronischen psychi-

schen und somatischen Krankhei-
ten leiden

• Opfer von sexueller Ausbeutung
und brachialer Gewalt in der
Kindheit sind

• über keine tragenden Familien-
kontakte oder andere Beziehun-
gen verfügen

• ohne Unterstützung verwahrlosen
und verelenden

• Allein erziehende Mütter und ihre
Kinder; Mütter, die als Kind miss-
handelt wurden und das Ziel ha-
ben, dass ihre Kinder die Armut
überwinden und einen Beruf er-
lernen!

Wer keine Termine einhalten kann,
kaum den Wochentag weiss, geht un-
ter. Darum gehört zur Begleitung auch
die persönliche Terminverwaltung. Sie
ist zentral, denn ohne Termine gibt es
keine medizinische Behandlung und
vorzeit iges Sterben kann nicht verhin-
dert werden.
Die staatliche soziale Unterstützung ist
sehr hochschwellig. Es müssen nicht
nur Termine eingehalten, sondern auch
viele Formulare ausgefüllt werden.
Menschen, die auf Ämtern in Panik
geraten und sich gegenüber Autoritäten
nicht ausdrücken können, meiden das
Amt. Sie haben zwar Anrecht auf so-
ziale Unterstützung, können diese je-
doch nicht beantragen. Da sie zum
Überleben auf Sozialhilfe angewiesen
sind, ist es nötig mitzugehen. So erleb-
te ein Betroffener auf dem Sozialamt
Retraumatisierungen, weil die Frage
nach dem Vater bei ihm eine akute Kri-
se auslöste – wie ein Pfeil mitten ins
Herz. Der Vater ist dem Betroffenen
unbekannt. Die tiefe Wunde bricht auf.

Einfühlungsvermögen und Präsenz

Soziale Gerechtigkeit in der Praxis ist
anstrengend. Psychische Zusammen-
brüche und Suizidabsichten finden sel-
ten während Bürozeiten statt. Darum
bedeutet Langzeitbegleitung auch, im-
mer erreichbar zu sein, damit Krisen
sofort aufgefangen werden können, be-
vor es aus Verzweiflung zu grossem
Unheil, Selbstzerstörung oder Delin-
quenz kommt. Es ist ein grosser Fort-
schritt, wenn wir die betroffenen Men-
schen nach langer Begleitungszeit so-
weit befähigt haben, dass sie uns tele-
fonieren und ihre Not verbalisieren kön-
nen, bevor ein Unheil geschieht. Häu-
fig enden solche Gespräche am Telefon
damit, dass die verzweifelte Person be-
findet: „Jetzt habe ich Dir alles gesagt,
jetzt gehe ich heute nicht einbrechen.“
„Ich will mich jetzt nicht mehr umbrin-
gen.“
Langzeitbegleitung, die Umsetzung von
Menschenrechten und Menschenwürde,
bedeuten persönliches Engagement.
Leider haben wir keine freien Kapazi-
täten, um weitere Menschen in die
Langzeitbetreuung aufzunehmen.

Branka Goldstein, Leitung Bereich
Begleitung IG Sozialhilfe
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Kafi Klick: Solidarität im Zeitalter prekärer Lebensbedingungen
Im Kafi Klick wird armutsbetroffe-
nen Menschen Wertschätzung entge-
gengebracht. Der Treffpunkt bietet
nebst kostenlosem Internetzugang
eine solidarische Atmosphäre, in der
Kontakte geknüpft, das Selbstbe-
wusstsein gestärkt und die soziale Iso-
lation durchbrochen werden können.

Armut ist nicht selbstverschuldet

Wer von Armut betroffen ist, wird mit
dem Vorwurf konfrontiert, selbst schuld
zu sein. Armut hat jedoch nichts mit in-
dividuellem Versagen zu tun, sondern
ist eine direkte Folge der kapitalisti-
schen Gesellschaft. Die systemischen
Ursachen, die zu Armut führen, werden
in der öffentlichen Diskussion ausge-
blendet. Viele Menschen müssen des-
halb nicht nur unter prekären Umstän-
den leben und arbeiten, sondern ihnen
wird zu allem zu auch die Verantwor-
tung für ihre Lebenslage in die Schuhe
geschoben. Die Hetze gegen Armutsbe-
troffene hat ideologische Hintergründe.
Mit dem neoliberalen Umbau der Ge-
sellschaft wurde ein Zeitalter der sozia-

len Kälte eingeläutet. Die Schweiz wird
zwar gerne als reicher Sonderfall idea-
lisiert, diese vermeintliche Idylle trügt
jedoch: Längst hat die globale ökono-
mische Krise auch die Schweiz erfasst.
Kürzungen bei der Sozialhilfe im Zuge
von Sozialabbau geschehen zeitnah mit
Massenentlassungen. Im Kafi Klick
werden die Zahlen und Fakten aus den
Zeitungen zu lebenden Menschen, so
zum Beispiel, wenn Personen im fort-
geschrittenen Alter eine neue Arbeits-
stelle suchen müssen und im Kafi Klick
um Hilfe bei der Benutzung eines Com-
puters bitten – ähnlich, wie es in Ken
Loachs neuem Film „I, Daniel Blake“
treffend dargestellt wird.

Mehr als ein Internetcafé

Die Nachfrage nach kostenlosem Inter-
netzugang und Unterstützung im Um-
gang mit digitaler Kommunikation ist
unter Armutsbetroffenen gross. Nach
wie vor gibt es aber nur wenige Ange-
bote in diesem Bereich. Am 17. Okto-
ber 2009, dem internationalen Tag zur
Überwindung der Armut, eröffnete die

IG Sozialhilfe das Kafi Klick an der
Müllerstrasse in Zürich. Das Kafi Klick
war das zweite Projekt dieser Art in der
Deutschschweiz. Zuvor entstand in Ba-
sel mit dem „Planet 13“ ein Internetca-
fé für Armutsbetroffene, später wurde
in Bern das „Power Point“ eröffnet.

Menschen mit den unterschiedlichsten
Biographien und Anliegen verkehren im
Kafi Klick. Im Jahr 2016 wurden über
16'000 BesucherInnen verzeichnet. Das
Angebot geht über die Nutzung einer
Stunde kostenlosen Internetzugangs
hinaus. Im Kafi Klick wird versucht,
den neoliberalen Verschärfungen und
der Ausgrenzung von armutsbetroffenen
Menschen entgegenzuwirken. Wer kei-
ne Kenntnisse in der digitalen Kommu-
nikation mitbringt, ist nicht selten hoff-
nungslos verloren. Gerade für Stellen-
bewerbungen im sich ausbreitenden
Niedriglohnsektor sind Onlineformula-
re mit unterschiedlichen Anforderungen
an Dateitypen und -grössen zum Stan-
dard geworden. Auch Behördenkorre-
spondenz wird je länger desto mehr in
elektronischer Form erwartet. Nicht nur
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für fremdsprachige Menschen stellt dies
eine hohe Hürde dar. Fehlt das Geld für
Computer und Internetanschluss und
reichen Sprachkenntnisse und Bildung
in digitaler Kommunikation nicht aus,
ist die gesellschaftliche Teilhabe im 21.
Jahrhundert stark eingeschränkt. Diese
Form der Ausgrenzung widerspricht
dem Menschenrecht auf Information.
Das Kafi Klick trägt dazu bei, armuts-
betroffenen Menschen dieses Recht zu-
zusichern. Die BesucherInnen erhalten
die Möglichkeit, sich selbstbestimmt zu
informieren und ihr Wissen bezüglich
digitaler Kommunikation auszubauen.
Häufige Gründe der Computernutzung
im Kafi Klick sind Arbeits- und Woh-
nungssuche. Es besteht jedoch kein
Zwang zur Produktivität.

BesucherInnen können im Kafi Klick
ungestört Online-Zeitungen lesen,
Sportereignisse verfolgen, Freundschaf-
ten auf sozialen Netzwerken und Kon-
takte zu Verwandten pflegen. Das Kafi
Klick unterscheidet sich darum deutlich
von den Computerangeboten der sozia-
len Dienste, die nur für bestimmte
Zwecke genutzt werden dürfen.

Ein breites Angebot für Armutsbetrof-
fene

Die Ausgrenzung macht armutsbetrof-
fenen Menschen das Leben schwer. Im
Kafi Klick wird die soziale Isolation
durchbrochen. Der Treffpunkt bietet
Raum zum Verweilen und Plaudern
ohne Konsumzwang. Viele BesucherIn-
nen kommen auf einen Kaffee vorbei
oder verköstigen sich kostenlos mit ei-
ner wärmenden Suppe. Dank zahlrei-
cher Kleiderspenden stehen ihnen zu-
dem kostenlos Kleider zur Verfügung.
Je nach persönlichem Budget stellt die-
ses Angebot eine bedeutende finanziel-
le Entlastung dar. Es kommt nicht sel-
ten vor, dass TherapeutInnen ihren Kli-
entInnen empfehlen, regelmässig ins
Kafi Klick zu kommen, um soziale Kon-
takte mit BesucherInnen und freiwilli-
gen MitarbeiterInnen zu pflegen. Stei-
gende Krankenkassenprämien und
schlechte Arbeitsbedingungen sind häu-
fig diskutierte Themen. Was wir über
die Arbeitsbedingungen prekär Beschäf-
tigter erfahren, spottet oftmals jeder
Beschreibung.
Bei Bedarf und Kapazität wird im Kafi
Klick individuelle Unterstützung in so-

zialen und administrativen Fragen an-
geboten. Uns werden unzählige amtli-
che Papiere, Krankenkassen- und Lohn-
abrechnungen vorgelegt, die wir mit den
BesucherInnen anschauen und bei Be-
darf erklären. Wir füllen Formulare für
die Wohnungssuche aus, fordern fälsch-
lich in Rechnung gestellte oder doppelt
bezahlte Beträge an Telefongesellschaf-
ten zurück und helfen bei der Formu-
lierung von Antwortschreiben. Es wer-
den Bewerbungen verschickt, Lebens-
läufe aktualisiert, Versicherungs- und
Lohnabrechnungen kontrolliert, Formu-
lare für Familienzulagen und Prämien-
verbilligungen ausgefüllt und vieles
mehr. Zudem veranstalten wir kosten-
lose Informationsabende und zeigen
Filme.

Arbeitsbedingungen thematisieren
und sich wehren

Gemeinsam mit der Gewerkschaft
VPOD organisieren wir Beratungsnach-
mittage für Angestellte im Reinigungs-
wesen. In den Reinigungsfirmen und in
privaten Haushalten sind die Arbeitsbe-
dingungen oft ausbeuterisch und prekär.
Nicht selten ist es augenscheinlich, dass
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Massive Kürzung des Grundbe-
darfs bei Sanktionen

Mit der am 1. Januar 2016 in Kraft
getretenen ersten Etappe der neusten
Revision der SKOS-Richtlinien kann
der Grundbedarf für den Lebensun-
terhalt (GBL) in der Sozialhilfe bei
Fehlverhalten der Sozialhilfe bezie-
henden Person um bis zu 30% ge-
kürzt werden (vorher: 15%). Dies
entspricht beim aktuell empfohlenen
GBL von monatlich Fr. 986.– einer
Kürzung auf Fr. 690.–. Mit diesem
Betrag müssen Sozialhilfebeziehen-
de Nahrungsmittel, Kleider, persön-
liche Hygiene (Körperpflege, Coif-
feur), Mobilität (ÖV, Velo, etc.), Te-
lekommunikation (Telefon, Post,
etc.), Bildung und Unterhaltung (Ra-
dio, TV, Zeitungen, Bücher, Spiel-
sachen, Computer, Drucker, Sport,
Schulkosten, Kino, Haustiere, etc.),
persönliche Ausstattung (Schreibma-
terial, etc.) sowie auswärtig einge-
nommene Getränke finanzieren.

Zur Weiterführung braucht das Kafi Klick dringend
eine breitere finanzielle Abstützung! Wir freuen uns

über kleine und grosse Spenden!

Kafi Klick

Gutstrasse 162

8055 Zürich

www.kafiklick.ch

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag, 14 bis 18 Uhr

PC Konto 85-660545-4

IBAN CH06 09000 0000 8004 7672 7

Wir danken herzlich für eure Spenden!

die Arbeitsverträge nicht den gesetzli-
chen Standards entsprechen und ange-
fochten werden könnten. Das Kafi Klick
bietet Gelegenheit zum Austausch und
zur Selbstermächtigung. Wer mit ande-
ren Menschen in ähnlichen Situationen
diskutiert, hat eine Grundlage, um sich
zu organisieren und zu wehren. Für
ArbeitsmigrantInnen, die länger als ein
halbes Jahr in der Schweiz bleiben
möchten, sind Kenntnisse in der Spra-
che der jeweiligen Region ausschlagge-
bend. Wer sich nicht verständigen kann,
hat kaum Aussichten auf eine Arbeits-
stelle. Noch schwieriger ist es, sich für
bessere Arbeitsbedingungen einzuset-
zen. Das wissen sowohl Unternehme-
rInnen wie auch Angestellte. Um die
BesucherInnen des Kafi Klick sprach-
lich zu befähigen, findet an unserem
Stammtisch ein- bis zweimal wöchent-
lich eine niederschwellige Deutschstun-
de statt, die von einer freiwilligen Mit-
arbeiterin geleitet wird.

Gegen die neoliberalen Verschärfun-
gen

Von Armut ist nicht nur betroffen, wer
Sozialhilfe oder eine Invalidenrente be-
zieht. Der Niedriglohnsektor ist in den
letzten Jahren in der Schweiz stark ge-
wachsen und bringt Leiharbeit und pre-
käre Arbeitsbedingungen mit sich. Hin-
zu kommt, dass ArbeitsmigrantInnen
die Aufenthaltsbewilligung B entzogen
werden kann, wenn sie Unterstützung
vom Sozialamt in Anspruch nehmen.
Die Missbrauchsdebatte der letzten Jah-
re macht aus allen Sozialhilfebezüger-
Innen potenzielle Kriminelle. Viele

Menschen entscheiden sich auch des-
halb gegen den entwürdigenden Gang
zum Sozialamt, obwohl sie Anrecht auf
Unterstützung hätten. Die Vielfalt der
BesucherInnen und ihrer Nutzung des
Kafi Klick bilden eine durchmischte
Bevölkerung ab, die durch die ökono-
mische Krise, Migration und prekäre
Bedingungen laufend neu zusammen-
gesetzt wird. Gemeinsamkeiten und
Unterschiede in den verschiedenen Le-
bensrealitäten werden sichtbar. So sind
Spannungen manchmal unvermeidlich.
Es ist zum Beispiel keine Selbstver-
ständlichkeit, dass sich ältere, verein-
samte Armutsbetroffene schweizeri-
scher Herkunft auf Anhieb gut mit jun-
gen ArbeitsmigrantInnen aus krisenge-
schüttelten südeuropäischen Ländern
verstehen. Nur schon auf der sprachli-
chen Ebene bestehen Differenzen und
Schwierigkeiten. Dennoch entsteht im
Kafi Klick ein solidarisches Miteinan-
der. Eine wichtige Voraussetzung dafür
ist die bedingungslose Gleichbehand-
lung aller Menschen, unabhängig von
Geburtsort, Geschlecht oder davon, ob
jemand eine Arbeitsstelle hat oder nicht.
Im Kafi Klick kommen unterschiedlich-
ste von Armut betroffene Menschen zu-
sammen. Unabhängig von der jeweili-
gen Lebenssituation wird so auch für die
BesucherInnen sicht- und erlebbar, dass
Armut ein Massenphänomen und kei-
ne individuelle Einzelerscheinung ist.

Das Kafi Klick braucht dringend
Geld

Wir stehen auf der Seite der Armutsbe-
troffenen und ihren Interessen. Das Kafi

Klick dient nicht dem Sozialabbau, son-
dern unterstützt die Menschen in un-
terschiedlichen Lebenslagen. Die Frei-
willigenarbeit ist für das Kafi Klick zen-
tral, sie macht den Betrieb überhaupt
erst möglich. Im Kafi Klick arbeiten
zehn freiwillige MitarbeiterInnen, zu-
dem Angestellte mit einer fachlichen
Ausbildung, darunter zwei Leitungsper-
sonen. Das Team tauscht sich regelmäs-
sig aus, um das solidarische Klima zu
gewährleisten. Das ist der wichtigste
Aspekt unserer Arbeit. Der Treffpunkt-
charakter des Kafi Klick ist mit dem
Umzug an die Gutstrasse 162 im Som-
mer 2015 noch bedeutender geworden.
Der neue Standort ist vielfältig nutzbar,
hell, freundlich und geräumig. Diesem
Umstand ist es zu verdanken, dass der
Frauenanteil unter den BesucherInnen
auf beinahe die Hälfte angestiegen ist.
Tagtäglich erleben wir die positive und
ermutigende Wirkung des Kafi Klick
auf armutsbetroffene Menschen unter-
schiedlichster Herkunft. Um sie zu er-
halten, braucht das Kafi Klick eine brei-
tere finanzielle Abstützung.
Solidarische Menschen sind herzlich
eingeladen, im Kafi Klick vorbeizukom-
men. Wir freuen uns auf euren Besuch!

Fabio Weiler und Stephan Hochuli,
Leitung Kafi Klick
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Der zweite Arbeitsmarkt: keine Lösung für Armutsbetroffene
Der Sozialstaat nimmt die Aufgabe
der kollektiven Solidarität gegenüber
Armutsbetroffenen immer weniger
wahr. Unter dem vorgeschobenen Ti-
tel der Eigenverantwortung werden
Erwerbsarbeitslose und Sozialhilfebe-
ziehende gezwungen, auf dem 2. Ar-
beitsmarkt (fast) gratis zu arbeiten.
Ihre Chancen auf einen Wiederein-
stieg ins Erwerbsleben bleiben dabei
gering.

Von der kollektiven Solidarität...

In seinen Ursprüngen bestand die ober-
ste Aufgabe des Sozialstaates darin, der
erwerbstätigen Bevölkerung und ihren
Angehörigen im Falle von Erwerbslo-
sigkeit, Krankheit, Unfall, Alter, Inva-
lidität oder Tod die materielle Existenz-
sicherung zu gewährleisten. Dies ge-
schah in erster Linie durch die Institu-
tionalisierung der Sozialversicherungen
und der Sozialhilfe als letztem Netz.
Damit verabschiedete sich der Sozial-
staat von der in der Armenpflege gän-
gigen Vorstellung eines individuellen
Verschuldens der Notlagen und rückte
kollektive und strukturelle Ursachen
von Armut in den Vordergrund. Die
Wohlfahrt der Einzelnen wurde zu ei-
nem rechtlich abzusichernden Ziel.
Merkmal dieser solidarischen Vision
des Sozialstaates und seiner Sozialpo-
litik ist, dass die negativen Folgen des
gesellschaftlichen Wandels von der Ge-
sellschaft als Ganzem getragen werden
sollen und nicht dem einzelnen Indivi-
duum übertragen werden dürfen.

... zum Prinzip der Eigenverantwor-
tung

Das sozialstaatliche Prinzip der kollek-
tiven Solidarität wird seit den 1990er
Jahren massiv infrage gestellt, indem
Erwerbsarbeitslosigkeit und daraus re-
sultierende Armut zu einem individu-
ellen Problem gemacht werden. An die
Stelle der kollektiven Solidarität tritt das
Prinzip, wonach nicht die Gesellschaft
dafür verantwortlich ist, die Schwäch-
sten zu integrieren und mit ihnen soli-
darisch zu sein, sondern das Individu-
um ist verantwortlich, alles zu tun, um
sich zu integrieren. Erwerbsarbeitslose
müssen im Rahmen sogenannter Ar-
beitsintegrationsmassnahmen für ihre

ALV-, IV- oder Sozialhilfeleistungen
arbeiten.

Arbeit (fast) ohne Lohn im zweiten
Arbeitsmarkt

Die Neuausrichtung der Sozialpolitik
mit Fokus auf Eigenverantwortung der
Individuen findet parallel, aber wohl
nicht zufällig zur allgemeinen Prekari-
sierung der Lebenslagen durch den An-
stieg von Sockel- und Langzeitarbeits-
losigkeit sowie der Ausbreitung prekä-
rer Arbeitsverhältnisse und des Niedrig-
lohnsektors mit Löhnen unter dem Exi-
stenzminium statt. Da es auf dem regu-
lären Arbeitsmarkt nicht genug Arbeit
für alle gibt, treibt der Staat die Schaf-
fung eines sogenannten zweiten Arbeits-
marktes mit Beschäftigungsmöglichkei-
ten für die auf dem ersten Arbeitsmarkt
„überzähligen“ Menschen voran. Die
Arbeit in diesen Arbeitsintegrations-
massnahmen wird nicht zu üblichen
Bedingungen entlohnt, sondern gilt als
Gegenleistung für bezogene Soziallei-
stungen. Damit wird eine neue Katego-
rie von Menschen geschaffen, die zwar
arbeiten, aber keinen oder fast keinen
Lohn dafür erhalten und sich auch kei-
ne entsprechende soziale Absicherung
durch Beiträge an die Sozialversiche-
rungen erarbeiten können – arbeitende
Erwerbslose also. Wer diese Art von
Arbeit verweigert, riskiert Leistungskür-
zungen und damit den endgültigen Ab-
stieg in die Armut.
Alleine 40'000 Personen in der Schweiz
sind ohne existenzsichernden Lohn in
sogenannten Sozialfirmen beschäftigt.
Sie arbeiten in Bereichen wie Recycling,
Landschaftspflege, Velostationen und
der Verarbeitungsindustrie. Sie produ-
zieren Güter und Dienstleistungen, die
sich für die Privatwirtschaft nicht loh-
nen. So auch im Falle der neuen Velosta-
tion Süd am Hauptbahnhof Zürich, die
von der Asyl-Organisation Zürich
(AOZ) betrieben wird.

Für Private zu teuer

Laut einem Artikel der Neuen Zürcher
Zeitung vom 19. September 2016 war
die AOZ die einzige Bewerberin für den
Betrieb und Unterhalt der neuen Ve-
lostation. Der Betrieb mit normal be-
zahltem Personal sei zu teuer, meint der

verantwortliche Projektleiter. So wird
die Velostation als Beschäftigungspro-
gramm für Flüchtlinge mit Einsätzen
von sechs bis zwölf Monaten geführt.
Die Programmkosten für die Beschäf-
tigten werden von den Sozialdiensten
der Wohngemeinden übernommen. Die
Flüchtlinge werden als billige Arbeits-
kräfte für eine Dienstleistung benutzt,
die von den Privaten mangels Rentabi-
lität nicht angeboten wird. In anderen
Bereichen stellen Beschäftigungsstruk-
turen des zweiten Arbeitsmarktes eine
direkte Konkurrenz für Betriebe im er-
sten Arbeitsmarkt dar, so zum Beispiel
in der Hotellerie und Restauration, und
gefährden dort Arbeitsplätze.

Disziplinierung aller

Durch die Produktion neuer Erwerbs-
arbeitsloser alimentiert sich der zweite
Arbeitsmarkt also gleich selber und si-
chert so die Schaffung einer immer grös-
ser werdenden Anzahl nicht oder
schlecht bezahlter Arbeitskräfte. Wie
zahlreiche nationale und internationa-
le Studien zeigen, bleibt der (Wieder-
)Einstieg in eine reguläre, dauerhafte
und existenzsichernde Erwerbsarbeit für
die meisten Beschäftigten im zweiten
Arbeitsmarkt eine Illusion: erstens, weil
es immer weniger solche Arbeitsplätze
gibt, und zweitens, weil der Kapitalis-
mus kein Interesse daran hat, alle Per-
sonen im Erwerbsalter zu beschäftigen.
Nicht zuletzt wirken obligatorische Be-
schäftigungsprogramme disziplinierend
auf Personen, die (noch) eine Anstel-
lung im ersten Arbeitsmarkt haben. Um
der Erwerbsarbeitslosigkeit und den mit
ihr verbundenen Massnahmen und
Sanktionen zu entgehen, sind diese je
länger je mehr bereit, schlechte Anstel-
lungsbedingungen und nicht existenz-
sichernde Löhne zu akzeptieren.

Natalie Benelli, IG Sozialhilfe

ZeitungverkäuferInnen gesucht:
Unsere IG-Zeitung kann zum Preis
von Fr. 2.50 bezogen werden und
wird zu Fr. 5.- verkauft.
Bitte meldet Euch bei:
IG Sozialhilfe
Postfach 1566
8032 Zürich
ig-sozialhilfe@gmx.ch
Tel. 079 343 66 43



 IG SOZIALHILFE

10

Zum Sozialmissbrauch
Sozialarbeitende im Bereich der wirt-
schaftlichen Sozialhilfe fragen sich,
wie sie auf den seit 1. Oktober 2016
geltenden neuen Artikel 148a StGB
reagieren sollten.

Am 1. Oktober 2016 ist der neue Arti-
kel 148a des Schweizerischen Strafge-
setzbuchs in Kraft getreten. Der Arti-
kel ahndet den unrechtmässigen Bezug
von Leistungen einer Sozialversiche-
rung oder der Sozialhilfe. Unwahre oder
unvollständige Angaben durch Sozial-
hilfebeziehende, durch welche die be-
troffene Person Leistungen bezieht, die
ihr nicht zustehen, können zu Geldstra-
fen oder Freiheitsstrafen von bis zu ei-
nem Jahr führen. Dabei reicht es, wenn
Sozialhilfebeziehende dem Sozialamt
gegenüber irrtümlicherweise unkorrekte
oder unvollständige Angaben machen,
z. Bsp., wenn sie vergessen, ein Ge-
schenk oder eine Geldspende zu dekla-
rieren. Sozialarbeitende auf Gemeinde-
sozialämtern, die in Kenntnis solcher

unwahren oder unvollständigen Anga-
ben sind, müssen die betroffene Person
anzeigen.

Der neue Artikel 148a StGB hat weit-
reichende Auswirkungen auf Sozialhil-
febeziehende und die für sie zuständi-
gen Gemeindesozialarbeitenden. Nach-
folgend erläutert lic. iur. Nicole Haupt-
lin, Sozialarbeiterin FH und Rechtsbe-
raterin für die Unabhängige Fachstelle
für Sozialhilferecht UFS, wie sich der
neue Artikel auf die Berufspraxis der
Gemeindesozialarbeitenden auswirkt.
Die UFS berät, begleitet und vertritt
Armutsbetroffene kostenlos bei Anlie-
gen zur Sozialhilfe. Die UFS ist ein ge-
meinnütziger Verein und erhält keine
staatliche Unterstützung. Die Finanzie-
rung erfolgt über Spenden und Mitglie-
derbeiträge.
(www.sozialhilfeberatung.ch)

Die Redaktion der IG Sozialhilfe

Wann haben Sozialarbeitende eine
Anzeigepflicht?

Die Anzeigepflichten sind kantonal ge-
regelt. Im Kanton Zürich muss das Ge-
setz über die Gerichts- und Behörden-
organisation im Zivil- und Strafprozess
(GOG, LS 211.1) beachtet werden. §167
Abs. 1 besagt: „Behörden und Ange-
stellte des Kantons und der Gemeinden
zeigen strafbare Handlungen, die sie bei
Ausübung ihrer Amtstätigkeit wahrneh-
men, an. Ausgenommen von dieser
Pflicht, aber zur Anzeige berechtigt,
sind Personen, deren berufliche Aufga-
be ein persönliches Vertrauensverhält-
nis zu Beteiligten oder deren Angehö-
rigen voraussetzt“.

Wann haben Sozialarbeitende einen
behördlichen Auftrag?

Sozialarbeitende auf kommunalen So-
zialdiensten haben immer einen behörd-
lichen Auftrag, üben also, sobald sie im
Dienst sind, immer Amtstätigkeit aus.
Beobachtungen, die sie ausserhalb der
Arbeitszeit machen, fallen nicht unter
die Amtstätigkeit. Sozialarbeitende, die
von privaten Institutionen angestellt
sind, fallen nicht unter die Anzeige-
pflicht aus § 167 Abs. 1 GOG.

Können sich Sozialarbeitende immer
auf das Vertrauensverhältnis beru-
fen?

Jein. Sozialarbeitende, deren Arbeit ein
spezielles Vertrauensverhältnis erfordert
(beispielsweise Jugendarbeit), können
sich prinzipiell auf das Vertrauensver-
hältnis berufen. Sozialarbeitende auf
den Ämtern für wirtschaftliche Sozial-
hilfe müssen auf das effektive Vertrau-
ensverhältnis abstellen. Für das Vertrau-
ensverhältnis existiert „weder ein gene-
reller Rechtsbegriff noch eine erschöp-
fende, den Begriff klärende Legaldefi-
nition“ (Abt, 2002). Das Vertrauensver-
hältnis zu Sozialarbeitenden (Fürsorger)
wurde in BGE 106 IV 189 S. 191 be-
jaht, kann aber sicher nicht auf jede
Beziehung zwischen Sozialarbeitenden
und Klienten und Klientinnen per se
angewendet werden.

Gilt Art. 170 StPO (Zeugnisverweige-
rungsrecht aufgrund eines Amtsge-
heimnisses) für Sozialarbeitende?

Ein Zeugnisverweigerungsrecht (Abs.
1) kommt nur in Frage, wenn jemand
anderes (also beispielsweise die Sozial-
behörde) eine Anzeige macht und die
Sozialarbeitenden als Zeuge in Betracht
gezogen werden. Nun wird ein Zeug-
nisverweigerungsrecht illusorisch, da
genau die Sozialbehörde ihre Sozialar-
beitenden von der Geheimhaltungs-
pflicht entbinden und somit zu einer
Aussage verpflichten kann (Abs. 2).

Wann muss Sozialmissbrauch nach
StGB angezeigt werden?

Prinzipiell müssten Sozialarbeitende auf
Ämtern im Kanton Zürich alle Fälle
melden, auch solche mit geringfügigen
Deliktsummen.1

Gibt es Handlungsspielräume?

Es gibt Spielraum. „Geschenke in klei-
nerem Umfang“ müssen nicht einbe-
rechnet werden. Im Kanton Bern dür-
fen beispielsweise Zuwendungen dann
nicht angerechnet werden, wenn sie
zusätzlich zu den Sozialhilfeleistungen
erbracht werden und maximal 20% des
Grundbedarfs betragen (Handbuch So-
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zialhilfe, BKSE). Allerdings ist nicht
ganz klar, ob dies pro Anlass (Weih-
nachten, Ostern, Geburtstag, etc.),
pro Einzelgeschenk (Tante und On-
kel und Oma und Freund schenken
jeweils etwas) oder einmalig und pro
Kalenderjahr gedacht ist. Spielraum
gibt es auch bei grösseren zweckgerich-
teten Zuwendungen Dritter. Hier könn-
ten Sozialarbeitende verlangen, dass der
Klient oder die Klientin subito eine
Bestätigung über den Zweck der Zuwen-
dung durch die Drittperson vorlegt. Ins-
besondere wenn es sich um einen Zweck
handelt, der nicht durch den Grundbe-
darf gedeckt ist.

Ist immer der Klient oder die Klien-
tin schuld?

Es liegt nicht immer an den Sozialhil-
febeziehenden, wenn sie zu viel Geld
erhalten. Oft sind sogenannte Verwal-
tungsfehler (beispielsweise Bundesge-
richtsentscheid 9C_478/2013) daran
schuld.
Bei der Frage, ob im jeweiligen Fall ein
Verwaltungsfehler vorliegt oder ob die
Falschberechnung oder Falschzahlung
durch die mangelnde Mitwirkungs-
pflicht des Klienten oder der Klientin
verursacht wird, ist die Argumentation
der Sozialarbeitenden von wesentlicher
Bedeutung. Ein Verwaltungsfehler kann
wie bis anhin durch Verrechnung in den
Folgemonaten ausgebügelt werden.
Eine Aktennotiz, in der Sozialarbeiten-
de ihren Fehler notieren, sobald sie ihn
bemerken, ist für die Beweislage sehr
sinnvoll. Im Streitfall muss jedoch ein
Gericht darüber entscheiden, ob ein
Verwaltungsfehler oder eine strafbare
Handlung der sozialhilfebeziehenden
Person vorliegt.

Und wie ist es mit der Strafbarkeit
der Sozialarbeitenden?

Wenn sich Sozialarbeitende zu sehr für
ihre Klienten und Klientinnen einset-
zen, kann die übergeordnete Stelle ein
Disziplinarverfahren führen. Sie kann
auch eine Anzeige wegen Amtsmiss-
brauch/Begünstigung oder sogar wegen
Sozialmissbrauch stellen. Persönlich

denke ich, dass dies nur in krassen Fäl-
len geschehen wird, da solche Massnah-
men ein grosses Medieninteresse nach
sich ziehen würden und Sozialarbeiten-
de kaum mehr bereit wären, auf Äm-
tern tätig zu sein.

Was heisst das für die Praxis?

Wie immer lautet die juristische Ant-
wort: Es kommt darauf an. Es ist not-
wendig, dass die Vorgehensweise bei
Verdacht auf Sozialmissbrauch im All-
gemeinen im Team oder dem Sozial-
dienst besprochen und festgehalten
wird. Damit kann Willkür vermieden
werden.
Sozialarbeitende müssen immer Ermes-
sen ausüben, sie müssen es also auch
bei möglichen Anzeigen ausüben. Und
sie müssen eingestehen, dass auf Äm-
tern Fehler passieren, dass sie keine
Maschinen sind, die immer alles kor-
rekt machen. Ob Sozialarbeitende So-
zialmissbrauch zur Anzeige bringen,
hängt davon ab, ob und wie stark sie
sich für die Berufsethik einsetzen. Le-
sen Sozialarbeitende ihren Berufscodex
und erinnern sich daran, wie die Sozia-
le Arbeit dafür kämpfen muss, um als
Profession anerkannt zu werden, so
kann es eigentlich auf die Frage der
Anzeigepflicht nur eine Antwort geben:
Die möglichen Folgen für den Klienten
oder die Klientin, den Sozialarbeiten-
den und die Institution müssen insge-
samt verantwortbar sein (vgl. dazu:
Ethische Richtlinien für die Praxis, So-
zialaktuell 3/2010 S, 50-52).

Zusammenfassend:

Wenn wirklich jeder Verdacht auf So-
zialmissbrauch ein Anzeigeverfahren
nach sich zieht, kann nicht mehr sozi-
alarbeiterisch gearbeitet werden. Es
wird kein Vertrauensverhältnis mehr
zwischen Sozialarbeitenden und ihren
Klientinnen und Klienten entstehen
können. Diese müssen in ständiger
Angst vor den Sozialarbeitenden leben
und zum Selbstschutz auf jede Mittei-
lung, die über das Einreichen der ver-
langten Unterlagen hinausgeht, verzich-
ten. Das hätte zur Folge, dass Soziale
Arbeit auf Sozialdiensten nur noch Ad-
ministration und Verwaltung wäre. Dies
wäre jedoch mit den Ansprüchen, wel-
che die Soziale Arbeit an sich selbst,

aber auch denjenigen Ansprüchen, wel-
che die Gesellschaft an die Soziale Ar-
beit hat (Teilhabe fördern, Hilfe zur
Selbsthilfe geben, etc.), nicht mehr ver-
einbar.

Nicole Hauptlin

Literatur:
Abt, Daniel (2002). Die Ungültigkeits-
klage im schweizerischen Erbrecht :
unter besonderer Berücksichtigung von
Zuwendungen an Vertrauenspersonen,
Basel ; Genf ; München : Helbing und
Lichtenhahn (Basler Studien zur
Rechtswissenschaft : Reihe A, Privat-
recht ; Bd. 61), S. 11.

Weiterführende Lektüre und Quel-
len:
http://www.kriso.ch/wp-content/
uploads/
Ausschaffungsinitiative_Folgen-
f%C3%BCr-Sozialarbeitende_eine-
Stelungnahme.pdf
https://www.ssk-cps.ch/sites/default/fi-
les/empfehlung_art66_final_dt.pdf
http://www.avenirsocial.ch/cm_data/
do_berufskodex_web_d_gesch.pdf

1 Nach Strafrechtslehre ist eine geringfügi-
ge Deliktsumme 300.-. Die Staatsanwalt-
schaften sowie die SKOS befürworten bei
Sozialmissbrauch eine Grenze von 3000.-.
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Erschreckende soziale Apartheid in der Schweiz
Die Ausschaffungsinitiative war ja eine
Volksinitiative der SVP. Mit einem di-
rekten Gegenentwurf kam sie im No-
vember 2010 zur Abstimmung. Sie fand
eine knappe Mehrheit von 52,9 Prozent.
Legal in der Schweiz anwesende Aus-
länderinnen und Ausländer sollen aus-
gewiesen werden können. Dies gemäss
einer Liste von Delikten, darunter So-
zialhilfemissbrauch: wissentlich und
unwissentlich nicht korrekt angegebe-
ne Informationen. Wenn eine Verurtei-
lung von 18 Monaten Freiheitsentzug
vorliegt, folgt die Landesverweisung.
Über die Höhe der Strafe verhandeln die
Staatsanwaltschaften.

Art. 148a StGB: Bei unrechtmässigem
Bezug von sozialen Leistungen wird mit
einer Inhaftierung von bis zu einem Jahr
oder allenfalls einer Geldstrafe bestraft.
In leichten Fällen gibt es eine Busse.
Das betrifft auch Schweizerinnen und
Schweizer.

Bei Art. 66a StGB heisst es, dass Aus-
länderinnen und Ausländer unabhängig
von der Höhe der Strafe einen Landes-
verweis von 5 – 15 Jahren erhalten. Dies
bezieht sich auf Betrug nach Art. 146
Abs.1 und unrechtmässigen Bezug ei-
ner Sozialversicherung oder der Sozi-
alhilfe nach Art. 148a Abs.1.

2015 schrieb die SVP in einer Medien-
mitteilung, der Nationalrat verweigere
die Umsetzung der Ausschaffungsinitia-
tive rund viereinhalb Jahre nach deren
Annahme durch Volk und Stände. So
verbleibe ihr, schrieb die SVP, nachdem
sich CVP und FDP von dem von ihnen
in der ersten Lesung noch mitgetrage-
nen Kompromiss verabschiedet hätten,
nur noch der Weg über die Durchset-
zungsinitiative. Im Februar 2016 wur-
de abgestimmt. Die Durchsetzungsin-
itiative wurde nicht angenommen. Und
so trat nun die Ausschaffungsinitiative
per 1.10.2016 in Kraft.

Für die in Not geratenen Menschen,
Armutsbetroffene, welche Unterstüt-
zung durch die Sozialhilfe erhalten und
dazu noch Ausländerinnen oder Auslän-
der sind, treten neue, krasse Existenz-
situationen auf. Erst recht wissen nun
der ausländische Mitbewohner und die

ausländische Mitbewohnerin, wie we-
nig es braucht, damit sie ausgewiesen
werden können.

Es waren aber schon vor der Umsetzung
der Ausschaffungsinitiative ausreichen-
de Gesetzesgrundlagen vorhanden, um
Betrugsfälle rechtlich zu verfolgen. Das
Aufgebauschte dieser Initiative klingt
bedrohend, einschüchternd. Sie vernich-
tet Existenzen und Lebensgrundlagen.
Die Initiative ist ein Signal, wie man in
Mitteleuropa mit finanziell benachtei-
ligten Menschen umgehen kann. Sie
fordert auf zum Denunzieren, Mitmen-
schen anzuzeigen. Jedem Hinweis, je-
dem Verdacht müssen die Behörden
nachgehen. Das Ausmass des Ganzen
wird sich noch zeigen. Es steht in kei-
nem Verhältnis zu den Menschenrech-
ten, die hier verletzt werden. Landes-
verweisungen oder sogar der Entzug der
legalen Aufenthaltspapiere sind und
waren absolut nicht notwendig, um ei-
nen Betrug zu ahnden. Sozialarbeiterin-
nen und -arbeiter müssen aber gemäss
der kantonalen Richtlinien einen Ver-
dacht melden. In der Stadt Zürich gibt
es einen Verwaltungsartikel, der darauf
hinweist, dass diejenigen, die in einem
Vertrauensverhältnis zu Klienten und
Klientinnen stehen, nicht anzeigepflich-
tig sind. Sozialarbeiterinnen und Sozi-
alarbeiter können sich auf diesen Arti-
kel berufen.

Ein Punkt im Bereich Verurteilung und
Landesverweisung ist ausschlaggebend:
Steuerbetrug von Ausländerinnen und
Ausländern fällt nicht unter dieses Ge-
setz. Da erfolgt kein Landesverweis.
Armutsbetroffene können keinen Steu-
erbetrug machen, da sie über kein Geld
verfügen. Die reichen Ausländerinnen
und Ausländer aber schon. So handelt
es sich hier wiederum um die Verurtei-
lung und Benachteiligung von Men-
schen in finanzieller Not – eben um ein
ausgeprägtes soziales Apartheitsgesetz.

Migration war und ist immer ein schwe-
res Los. Die Angst, welche mit der Aus-
schaffungsinitiative herumgeistert, ver-
mittelt, ja nicht zur Sozialhilfe zu ge-
hen, ja nicht in die Schweiz zu kom-
men. Am besten einen grossen Bogen
um die Schweiz zu machen. Sie in Ruhe

zu lassen. Hier gibt es nur Luft für die
Reichen. Hier sind nur die Reichen und
die Superreichen erwünscht. Ein Land,
das sich in Richtung Heimat der VIPs
entwickelt. Und wie schon der gute alte
Dürrenmatt über die Schweizer sagte:
Jeder Gefangene beweist, indem er sein
eigener Wärter ist, seine Freiheit.

Unser Kommentar: Nicht wahr, das ist
absurd.

Schweiz – das Land der VIPs

In der Schweiz steigen die Mieten. Al-
les wird unaufhörlich teurer: der öffent-
liche Verkehr, die Prämien der Kran-
kenkassen, die Lebensmittel und und
……. Gleichzeitig gibt es Verschärfun-
gen bei den Unterstützungsrichtlinien
für Sozialhilfeempfangende. Eine Re-
vision jagt die andere. Kürzungen fol-
gen auf Kürzungen.

Schlussendlich wird nur noch ein
Strunk von der ursprünglichen Sozial-
hilfe übrigbleiben. Somit könnte sich
das Land langsam vom Humanismus
verabschieden. Strafandrohungen und
Ängste verbleiben. Wenn jemand etwas
falsch versteht, da mitunter der deut-
schen Sprache noch nicht mächtig, und
dies nicht vermittelt, nicht darüber in-
formiert, kann er sich woanders wieder-
finden. Als Krimineller.

Christoph Ditzler, Liste 13 gegen
Armut und Ausgrenzung, Basel
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Ein düsteres Kapitel schweizerischer Sozialgeschichte
Am 11. April 2013 entschuldigte sich
der Bundesrat durch Frau BR Simonet-
ta Sommaruga beim Gedenkanlass in
Bern bei den Opfern von fürsorgeri-
schen Zwangsmassnahmen. Die Betrof-
fenen sind Verdingkinder, Heimkinder,
administrativ Versorgte, Personen, oft
ledige Mütter, die ohne eine Straftat zu
begehen, in geschlossene Anstalten oder
in Strafanstalten eingewiesen wurden
und Personen, deren Reproduktions-
rechte verletzt worden sind (unter
Zwang erfolgte Abtreibungen, Sterilisie-
rungen, Kastrationen), Zwangsadoptier-

te und Fahrende.
Im Dezember 2014 kam die Wiedergut-
machungsinitiative zustande, die ver-
langt, dass der Bund Fr. 500 Millionen
an Wiedergutmachungsleistungen den
Opfern auszahle. Der Gegenentwurf mit
Fr. 300 Millionen wurde am 30. Sep-
tember 2016 von beiden Räten ange-
nommen. Das Bundesgesetz über die
Aufarbeitung der fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzie-
rungen vor 1981 (AFZFG) tritt per 1.
April 2017 in Kraft.
Weitere Informationen unter:

www.fuersorgerischezwangsmassnahmen.ch
Unser Verein IG Sozialhilfe begleitete
einige Opfer von fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen solidarisch bis in
ihren frühen Tod durch schwere Krank-
heiten. Andere werden weiterhin beglei-
tet. Darum ist dieses Thema für unse-
ren Verein zentral.
Im Folgenden Bericht gibt uns Walter
Emmisberger einen Einblick in seine
Kindheit. Er leidet noch heute unter den
Spätfolgen.

Die Redaktion

Ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen berichtet:
1956 geboren in einem Gefängnis
Mein Trauma habe ich den Schwei-
zer Fürsorgebehörden zu verdanken.
Das ganze Ausmass meines Leidens
begreife ich erst seit ein paar Jahren.
Meine Akten belegen: Psychiater te-
steten an mir einen nicht zugelasse-
nen pharmazeutischen Wirkstoff.

1956 kam ich in der Schweiz in einem
Gefängnis als uneheliches Kind zur
Welt. Vermutlich wurde meine Mutter
administrativ versorgt. Kurz darauf kam
ich in ein Kinderheim, wo ich sechs
Jahre blieb, anschliessend zu Pflegeel-
tern für ein Jahr, wo ich schwer miss-
handelt und im dunklen Keller einge-
sperrt wurde. Dies fiel einer Lehrerin
auf und sie erstattete Anzeige. So hatte
man mich weggebracht zu anderen Pfle-
geeltern. Das waren Pfarrersleute, sie
waren nicht besser. Der Pfarrer schlug
mich viel und sperrte mich in die dunkle
Besenkammer ein oder zog mich an den
Haaren in den Keller und sperrte mich
ein. Er belästigte mich im Badezimmer.

Mit 11 Jahren Medikamentenversu-
che

Zwischen 1967-1969 wurde ich als elf-
jähriges Kind viel von den Pfarrersleu-
ten in die Psychiatrische Klinik Mün-
sterlingen gebracht. Es hiess ich sei
„schwer Erziehbar“.1 Mir wurde 1967
ein nicht zugelassenes Arzneimittel ver-
abreicht. Ich bekam Tabletten mit der
Nr. G 35 259.2 Die Dosis wurde später
gesteigert. Ich bekam auch noch Medi-
kamente, die hiessen nur Ciba Mittel

oder weisse Tabletten. Die Pflegeeltern
berichten im März 1967, dass die „Ver-
stimmungszustände“ weniger lang sei-
en, jedoch sei ich empfindsamer gewor-
den und brause rasch auf. Der Psychia-
ter ersetzte daraufhin Tofranil3  durch
das Präparat Nr. G 35 259.
In einem Brief an den Dorfarzt schreibt
er: „Dürften wir Sie bitten, dem Kna-
ben zuerst eine Tablette Tofranil durch
das Präparat G 35 259 zu ersetzen und
nach einer Woche auch noch die zweite
Tablette“. Nachdem der Dorfarzt und
die Pflegeeltern den Psychiatern mitge-
teilt hatten, „der Bub vertrage die weis-
sen Tabletten besser als das Tofranil und
es gehe erzieherisch etwas besser“, er-
höhten die Münsterlinger Psychiater die
Dosis. Im November 1967 hielten sie
in den Akten fest: „Wir wollen nun ein-
mal versuchen, das Ketotofranil auf 3
× 2 Tabletten langsam zu steigern, um
zu sehen, was so passiert“. Im Januar
1968 berichtet die Ehefrau des Pfarrers,
sie habe dem Bub nur vier Tabletten
geben können. Bei sechs Tabletten wür-

1 Die Zitate: Alle Zitate stammen aus den
Akten.
2 Beim Präparat G35259 handelt es sich um
Ketotofranil, ein Antidepressivum. Es wur-
de nie auf den Markt gebracht. In der Da-
tenbank von Swissmedi findet sich heute
keinen Hinweis auf Ketotofranil. Quelle:
Tages Anzeiger, die Experimente von Mün-
sterlingen.
3 Tofranil: Gegen Depressionen, Panikattak-
ken, chronische Schmerzen. Dieses Medi-
kament wurde als Anti-Epileptikum verwen-
det für Erwachsene.
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mer nur am Abend eine ganze Tablette.
Weiter reduzieren sollte man die Medi-
kamente nicht und er würde auch nicht
raten, sie ganz abzusetzen, denn das
letzte Mal sei es ja wirklich schiefge-
gangen, als man das gemacht habe.
Bei den Pfarrersleuten musste ich viel
arbeiten, im Haushalt und im Garten.
In den Schulferien musste ich auf ei-
nem Bauernhof im Kanton Bern arbei-
ten gehen. Sie schoben mich dann für
drei Jahre auf einen Bauernhof ab, wo
ich hart arbeiten musste.

Fr. 300 Millionen für die Opfer von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen

Die Referendumsfrist ist am 26. Januar
2017 unbenutzt abgelaufen. Somit kann
das Bundesgesetz über die Aufarbeitung
der fürsorgerischen Zwangsmassnah-
men und Fremdplatzierungen vor 1981
(AFZFG) am 1. April 2017 in Kraft tre-
ten.

Man schätzt, dass sich 12'000 Betroffe-
ne für einen Solidaritätsbeitrag melden.
Das würde heissen, dass jeder Betroffe-
ne einen Solidaritätsbeitrag von Fr.
25'000.-.  erhielte. Sollten sich aber
20'000 Betroffene melden, dann erhiel-
te jeder Betroffene nur noch Fr. 15'000.-
. Melden sich sogar noch mehr, viel-
leicht derart viele, so dass jeder Betrof-
fene nur noch einen Fünfliber erhielte?
Sollten sich mehr als 12'000 Betroffene
für einen Solidaritätsbeitrag melden,
dann sollten sie nicht weniger erhalten.
Die angebrauchten Fr. 300 Millionen für
den Solidaritätsfonds müssen aufge-
stockt werden, damit trotzdem jeder
Betroffene Fr. 25'000.-  erhält.

Ausfüllen des Gesuchformulars

Um den finanziellen Solidaritätsbeitrag
zu erhalten, müssen die Betroffenen ein
mehrseitiges Formular ausfüllen. Natür-
lich verstehe ich, dass die Gesuche mit
Sorgfalt überprüft werden. Aber ich ver-
stehe nicht, dass so viele Seiten ausge-
füllt werden müssen. Viele Betroffene
sind von ihren schrecklichen Erlebnis-
sen in ihrer Kindheit schwer traumati-
siert und müssen nochmals ihr Schick-
sal durchleiden, weil sie dieses Formu-
lar ausfüllen müssen. Mich hat jemand
angerufen und gesagt, er könne das For-
mular nicht ausfüllen, lieber verzichte
er auf seinen finanziellen Beitrag. Ich
habe ihm zugeredet, dass er es doch
versuchen soll, mit Hilfe oder im Bei-
sein von einer anderen Person. Dieser
Solidaritätsbeitrag sei doch eine wich-
tige Anerkennung, auch für ihn.

Forschungsprojekt zu den fürsorge-
rischen Zwangsmassnahmen

Es ist sehr wichtig, für die historische
Aufarbeitung, dass so viele Berichte wie
möglich erstellt werden, die sich auf die
Erlebnisse der Betroffenen stützen, die
in ihrer Kindheit und Jugend miss-
braucht und zur Arbeit gezwungen wur-
den. Schliesslich geht es um Opfer von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen,
eben um die Betroffenen, die eine
schwere Kindheit hatten. Die Betroffe-
nen sollten ihre traumatischen Erlebnis-
se den Forschungsprojekten mitteilen,
besser noch schriftlich senden, denn das
ist nicht nur für die damalige Generati-
on wichtig, sondern auch für die heuti-
ge und nächste Generation.

Walter Emmisberger

de er erbrechen. Man habe schon den
Eindruck, dass ihm die Medikamente
gut täten. Ich erhielt zusätzlich ein Arz-
neimittel, das als „Ciba-Mittel“ bezeich-
net wird. Unter Einfluss von diesen
Medikamenten verursachte ich einen
Unfall mit meinem Fahrrad. Ich ver-
brachte zwei Wochen in einem Spital.
Der Psychiater von Münsterlingen ver-
langte, dass die Pfarrersleute mir in der
Zeit, wo ich im Spital lag, keine Medi-
kamente geben durften. Darauf zeigte
ich einen ganz merkwürdigen Zustand
der Apathie. Ich sei ganz merkwürdig
dagelegen, habe nichts gesagt, mich
nicht geäussert, keine effektiven Regun-
gen gezeigt und erst etwa nach einer
Woche wieder gesprochen.

Diskriminierung in der Schule

Meine Schulnoten liessen nach. Nie-
mand dachte daran, dass es wegen den
Medikamenten sein könnte, welche ich
von der psychiatrischen Klinik aus neh-
men musste. In meinen Akten steht so-
gar eine Aussage von meinem Lehrer,
eine Sekundarschule käme für mich
nicht mehr in Frage. Er lasse mich auch
nur in die Realschule, weil er wüsste,
dass ich in ärztlicher Behandlung sei
und Medikamente zu mir nehme. Nach
mehr als drei Jahren hatte ich die Me-
dikamente selber teilweise abgesetzt,
dabei ging es mir besser und ich war
auch weniger müde. Die Pfarrersleute
merkten es und informieren die psych-
iatrische Klinik in Münsterlingen, wo
ich in Behandlung war. Der zuständige
Psychiater meinte, man wolle es einmal
so probieren und ich solle vorderhand
morgens und abends je ein halbes Te-
gretol nehmen oder eventuell auch im-

Armut als Folge sexueller Ausbeutung

Dokumentation Winterveranstaltung 2010 der IG Sozialhilfe

Mit sämtlichen Referaten und Dokumentationen der IG Sozialhilfe zum Thema;
mit DVD des Theaterstücks „Verdammt zu leben“ von Branka Goldstein, gespielt

von Christoph Heusser und Christa Petracchi

Zu bestellen für Fr. 28.- bei: IG Sozialhilfe, Postfach 1566, 8032 Zürich

ig-sozialhilfe@gmx.ch



 IG SOZIALHILFE

15

Eine Allianz gegen Ausbeutung!
Am 29. März 2017 demonstrierte die
Allianz gegen Sozialapartheid vor
dem Staatssekretariat für Wirtschaft
(SECO) in Bern gegen prekäre Ar-
beitsverhältnisse. Auch die IG Sozi-
alhilfe – als Mitglied dieser Allianz –
war lautstark anwesend.

Gegen Arbeit auf Abruf

Um 14 Uhr Nachmittags versammelten
sich rund 40 Personen vor dem Staats-
sekretariat für Wirtschaft in Bern, um
ihren Protest gegen die ausbeuterischen
Arbeitsverhältnisse, die auch auf dem
hiesigen Arbeitsmarkt herrschen, auf
die Strasse zu tragen.
Inhaltlich fokussierte die Kundgebung
auf die sogenannte Arbeit auf Abruf.
Zum einen, weil diese Anstellungsver-
hältnisse besonders prekär sind. Zum
anderen, weil immer mehr Lohnarbeits-
abhängige in der Schweiz auf solch
miese Jobs angewiesen sind. So arbei-
teten im Jahr 2015 in der Schweiz mehr
als 187 000 Menschen – 109 000 Frau-
en und 78 000 Männer – auf Abruf.
Die Unsicherheit, die mit einem Anstel-
lungsverhältnis auf Abruf einhergeht,
hat hauptsächlich damit zu tun, dass
kein Anspruch auf ein regelmässiges
Einkommen besteht. So war im Jahr
2015 einem Grossteil dieser Arbeiten-
den – 117 000 Personen – keine mini-
male Arbeitszeit garantiert. Diese Lohn-
abhängigen können somit nie sicher
sein, zu Monatsende genug zum Über-
leben verdient zu haben. Besonders stos-
send ist dabei, dass es den Betroffenen
häufig per Arbeitsvertrag verboten wird,
eine zusätzliche Arbeitsstelle anzuneh-
men. Somit wird per Knebelvertrag si-
chergestellt, dass sich die Personen im-
mer für mögliche Arbeitseinsätze zur
Verfügung halten. Dass solche Verträ-

ge den Angestellten aber kein Auskom-
men garantieren, ist für die Chefs an-
scheinend eine Nebensächlichkeit. Wer-
den die Arbeitenden nicht beschäftigt,
bekommen sie oft nicht einmal Arbeits-
losengeld, obschon sie in die Versiche-
rung einbezahlt haben, wodurch eine
doppelte Diskriminierung entsteht.
Doch damit nicht genug. Obwohl ge-
setzlich nicht erlaubt, wird das Betriebs-
risiko der jeweiligen Betriebe faktisch
auf die ArbeiterInnen auf Abruf abge-
wälzt. Denn bei guter Auftragslage wer-
den höhere Pensen ermöglicht bzw. ver-
langt. Gibt es weniger Arbeit, werden
diese meist schlagartig wieder abgebaut.

Schweizweite Allianz gegen Sozial-
apartheid

Die meisten der an der Kundgebung
Anwesenden gehören einer der Orga-
nisationen an, die sich bereites vor drei
Jahren in einem politischen Koordina-
tionszusammenschluss zusammenge-
funden haben – der Allianz gegen So-
zialapartheid. Die Allianz veranstaltet
regelmässig Austauschtreffen zum The-
ma der prekär Beschäftigten und Sozi-
alhilfeabhängigen in der Schweiz. Als
dringendes Problem wurde von allen
TeilnehmerInnen die unsichere Situa-
tion der Menschen ausgemacht, die auf
Abruf arbeiten. Deshalb wurde auch die
Kundgebung vom 29. März 2017 zu
diesem Thema organisiert, wobei die
Allianz folgende Punkte als ein realpo-
litisches Minimum einfordert:

•  Der Arbeitsvertrag enthält eine ga-
rantierte Minimalarbeitsstundenzahl
und einen garantierten Lohn.

•   Als alleiniges Kriterium für die An-
spruchsberechtigung von Taggeldern
der Arbeitslosenversicherung soll die

Mindestbeitragshöhe von monatlich
Fr. 500.- herangezogen werden, wie
dies bei allen anderen Arbeitsverhält-
nissen ebenfalls der Fall ist. Wer also
bei Anmeldung bei der Arbeitslosen-
versicherung in den letzten zwei Jah-
ren während zwölf Monaten einen
beitragspflichtigen Lohn von minde-
stens Fr. 500.- monatlich erzielt hat,
hat Anspruch auf Taggelder.

Die Medien berichteten über die Akti-
on.

Mehr Einfluss durch Vernetzung

Aus unserer Praxis im Kafi Klick ha-
ben wir tagtäglich mit Menschen zu tun,
die ihr sehr bescheidenes und unsiche-
res Einkommen durch Arbeit auf Abruf
verdienen müssen. Dabei  fällt auf, dass
Menschen mit Migrationshintergrund
aufgrund von Sprachbarrieren und man-
gelnder Rechtskenntnisse oft zusätzlich
ausgebeutet werden. Von ihnen wird
vertraglich völlig Unzulässiges ver-
langt, hingenommen und ausgeführt,
aus Angst, auch noch die letzten Ein-
künfte zu verlieren. Somit freut es uns
nicht nur aufgrund unserer politischen
Überzeugung, sondern auch aufgrund
unserer täglichen Praxiserfahrung, dass
diese schweizweite Koordination ent-
standen ist: Sie ermöglicht es, verschie-
dene sozialpolitische Themen Armuts-
betroffener und ihrer Organisationen zu
diskutieren, sich gegenseitig in Aktio-
nen zu unterstützen, sowie eine breite-
re Öffentlichkeit zu schaffen.
Mitglieder der Allianz gegen Sozial-
apartheid sind: ADC Genf, ADC La
Chaux-de-Fonds, ADC Neuenburg,
Fédération syndicale SUD – Waadt, IGA
Basel, IG Sozialhilfe, Internetcafé Pla-
net 13 Basel, Liste 13 Basel, KABBA
Bern. Luzian Ochsner
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